
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wenige Menschen sind weise genug, nützlichen Tadel verräterischem Lob vorzuziehen. 
François de La Rochefoucauld; 1613 – 1680, französischer Moralist, Aphoristiker 
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1. Hausgeldzahlungen in die Erhaltungsrücklage sind (noch)  
keine Werbungskosten  

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich damit befasst, ob Aufwendungen eines Steuerpflichtigen als Woh-
nungseigentümer in die Erhaltungsrücklage der Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) bei den Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung im Veranlagungsjahr der Einzahlung in die Rücklage als Wer-
bungskosten abzugsfähig sind oder erst, wenn die WEG-Verwaltung Ausgaben aus der Rücklage für 
erfolgte Erhaltungsmaßnahmen tätigt. Das Finanzamt und das erstinstanzliche Finanzgericht (FG) vertre-
ten letztere Auffassung. 
 
Hiergegen hat sich der Vermieter einer Wohnung mit der Revision an den BFH gewendet. Der BFH hat 
jedoch ebenfalls entschieden, dass mit der Einzahlung in die Instandhaltungsrücklage diese noch nicht als 
Werbungskosten geltend gemacht werden können, denn die Einzahlung stelle keine Aufwendung für den 
Erwerb, die Sicherung und Erhaltung der Einnahmen, in diesem Fall Mieteinnahmen, dar. 
 
Der Veranlassungszusammenhang zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung trete erst mit der 
Verausgabung für Erhaltungsmaßnahmen am Gemeinschaftseigentum ein.  
 
Dieses habe sich auch nach Änderung der Rechtslage nicht geändert, dass die WEG seit dem Jahr 2020 
über eine eigene Rechtsfähigkeit im Rechtsverkehr verfügt, also im eigenen Namen klagen und verklagt 
werden kann. Als Folge davon verliert der einzelne in die Erhaltungsrücklage einzahlende Eigentümer 
zivilrechtlich sein Eigentum an der Einzahlung. 
 
Der BFH hat allerdings entschieden, dass nicht die zivilrechtliche Rechtslage hier entscheidend ist, son-
dern die wirtschaftliche Betrachtungsweise. Demnach verliert der Einzahlende den Gegenwert der Einzah-
lung wirtschaftlich nicht, denn z.B. bei dem Verkauf eines WEG-Anteils erstattet der Käufer i.d.R. mit 
dem Kaufpreis die Höhe der eingezahlten Rücklage. 
 
Außerdem sei z.B. zum Zeitpunkt der Einzahlung üblicherweise auch nicht klar, ob, wann und in welcher 
Höhe die Rücklage tatsächlich für steuerrechtlich relevante Zwecke aufgewendet werde. Durch die nach-
gelagerte Besteuerung werde auch eine gezielte Steuergestaltung durch überhöhte Instandhaltungsrückla-
gen vermieden.  
 
Dieses Urteil des BFH bezieht sich konkret zwar auf Erhaltungsaufwendungen, allerdings dürfte es auch 
auf die Einzahlung von Sonderumlagen in die Rücklage anzuwenden sein. Hierzu sollte der Rat eines 
Steuerberaters eingeholt werden. 
 
Es ist noch ein Verfahren des gleichen Inhalts beim BFH anhängig, über das noch nicht entschieden wur-
de. In jenem Fall geht es um die Frage, ob bilanzierende Eigentümer die Einzahlung der Erhaltungsrück-
lage als Wirtschaftsgut aktivieren müssen. Sowohl die Finanzverwaltung als auch das erstinstanzliche FG 
gehen davon aus.  
 
Steuerpflichtige, deren steuerliches Verfahren aufgrund des bislang schwebenden gerichtlichen Verfahrens 
ruhte, müssen jetzt mit einer für sie negativen Entscheidung durch die Finanzverwaltung rechnen. 
 
 
2. Steuerbefreiung für kleine PV-Anlagen – Revision beim BFH noch nicht  

entschieden  
 
Der Gesetzgeber hatte für Veranlagungsjahre ab 2022 eine ertragsteuerliche Steuerbefreiung für kleine 
PV-Anlagen bis zu 30 KWp beschlossen. Ein umsatzsteuerpflichtiges Unternehmen wollte die gesetzliche 
Regelung so verstanden haben, dass es zwar das Recht der Inanspruchnahme der Steuerbefreiung gebe, 
nicht aber die Pflicht.  
 



Das Unternehmen beabsichtigte, eine Umsatzsteuernachzahlung für die PV-Anlage in einem späteren Jahr 
als Betriebsausgabe geltend zu machen, die sich auf einen Zeitraum bezog, in dem PV-Anlagen noch 
steuerpflichtig waren.  
 
Sowohl die Finanzverwaltung als auch das Finanzgericht Nürnberg lehnten dieses Ansinnen jedoch unter 
Hinweis darauf ab, dass die Steuerbefreiung ab dem Veranlagungsjahr 2022 verpflichtend sei. Die Revi-
sion wurde zugelassen und eingelegt. 
 
In zwei anderen Verfahren hat das Finanzgericht Münster in Aussetzungsverfahren genau gegenteilig 
entschieden und der Klage auf Abzug der nachlaufenden Betriebsausgaben aus den Jahren 2020 und 2021 
stattgegeben. Zur Begründung führte das Gericht aus, dass zu dieser Zeit die Steuerfreiheit noch nicht 
gegriffen habe und der Gesetzgeber nur Betriebseinnahmen, nicht aber Betriebsausgaben, steuerfrei ge-
stellt habe, woraus das Gericht die Zulässigkeit des Abzugs schloss. Auch hier wurde Revision beim 
Bundesfinanzhof eingelegt. Die Entscheidungen bleiben daher abzuwarten. 
 
Hinweis: Betroffene Unternehmer sollten darauf achten, dass entsprechende Steuerbescheide offengehal-
ten werden. 
 
 
3. Grunderwerbsteuer auch für nachträgliche Sonderwünsche einer noch  

zu errichtenden Immobilie  
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in zwei Verfahren entschieden, dass Mehrkosten für nach Abschluss des 
Grundstückkaufvertrags vereinbarte Sonderwünsche bei einer noch zu errichtenden Immobilie ebenfalls 
grunderwerbsteuerpflichtig sind, wenn ein rechtlicher Zusammenhang zum Grundstückskaufvertrag be-
steht. Damit bestätigte der BFH sowohl die Finanzverwaltung als auch die Entscheidung des Finanzge-
richts.  
 
In beiden Fällen verpflichtete sich die Verkäuferin bei Vertragsschluss auch zur Errichtung der jeweiligen 
Immobilie. Nach Beginn der Rohbauarbeiten äußerten die jeweiligen Käufer Änderungs- bzw. Sonder-
wünsche bei der Bauausführung, was nach vertraglicher Vereinbarung mit Mehrkosten für die Käufer 
verbunden war. Die Arbeiten durften nur von der Verkäuferin ausgeführt werden. 
 
Nachträglich vereinbarte Sonderwünsche sind lt. BFH durch gesonderten Grunderwerbsteuerbescheid 
festzusetzen und nicht durch Änderung des Erstbescheids. 
 
Für Hausanschlusskosten gilt dies jedoch nicht, wenn der Käufer sich bereits im Grundstückskaufvertrag 
zu deren Übernahme verpflichtet hat. Diese sind somit nicht nachträglich vereinbart. 
 
 
4. Keine Kfz-Steuerbefreiung für landwirtschaftliche Fahrzeuge, wenn diese nicht 

ausschließlich dem landwirtschaftlichen Betrieb dienen 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass eine Personengesellschaft keine Kfz-Steuerbefreiung 
für landwirtschaftliche Fahrzeuge erhält, wenn sie zwar von ihr produzierte landwirtschaftliche Produkte 
transportiert, allerdings zu einer von ihr gewerblich betriebenen Biogasanlage zur Stromerzeugung. 
 
Dabei kommt es nicht auf die einkommensteuerliche Betrachtung landwirtschaftlicher oder gewerblicher 
Einkünfte oder gar die Feststellung gewerblicher Abfärbung an.  
 
Das Hauptzollamt hatte bereits die Steuerbefreiung unter Hinweis darauf abgelehnt, dass dies nur mög-
lich sei, wenn die Fahrten ausschließlich land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben dienen, die Beförde-
rung also bei einem solchen Betrieb startet und auch endet. 
 



Dem hat sich das Finanzgericht ebenso angeschlossen wie der BFH, allerdings unter Hinweis darauf, dass 
es auf die tatsächliche Betrachtung ankomme und nicht die einkommensteuerliche Qualifizierung der Ein-
künfte. Bereits dann, wenn der Transport auch dem Betrieb einer Biogasanlage diene, liege kein aus-
schließlicher Bezug zur Land- und Forstwirtschaft mehr vor. 
 
 
5. Maßnahmen zur Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb 

im Rahmen der Billigkeit 
 
Mit Schreiben vom 24.2.2025 teilt das Bundesministerium der Finanzen (BMF) mit, dass Änderungen zu 
möglichen Steuerermäßigungen bei Einkünften aus Gewerbebetrieb aus Billigkeitsgründen im Erhebungs-
verfahren erfolgen können, die von der bisherigen Praxis abweichen.  
 
In der Vergangenheit wurde bei einem Erlass der Gewerbesteuer aus Billigkeitsgründen die Bemessungs-
grundlage für die Einkommensteuer entsprechend erhöht, um die daraus resultierende steuerliche Auswir-
kung auszugleichen. 
Hierauf verzichtet die Finanzverwaltung künftig. Eine Erhöhung der Bemessungsgrundlage bei der Ein-
kommensteuer findet jedenfalls bei Erlass und Zahlungsverjährung nicht mehr statt.  
 
Sofern jedoch ein Gewerbesteuerbescheid zugunsten des Steuerpflichtigen geändert wird oder eine ander-
weitig abweichende Festsetzung erfolgt, kann auch künftig die Bemessungsgrundlage für die Einkom-
mensteuer erhöht werden. 
 
Hierzu sollten sich Betroffene steuerlich beraten lassen, ob es bereits vor Erlass eines Gewerbesteuerbe-
scheids sinnvoll sein kann, einen (Teil-)Erlass der Gewerbesteuer aus Billigkeitsgründen zu beantragen. 
 
 
6. Neues amtliches Muster der Bescheinigung für energetische Maßnahmen  

nach dem 31.12.2024 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit Schreiben vom 23.12.2024 mitgeteilt, dass das neue 
amtliche Muster der Bescheinigung des ausführenden Fachunternehmens sowie der übrigen ausstellungs-
berechtigten Personen bereitsteht. 
 
Dieses ist für energetische Baumaßnahmen in selbstgenutzten Wohngebäuden zu verwenden, die nach 
dem 31.12.2024 beginnen. 
 
Der Maßnahmebeginn ist bei genehmigungspflichtigen Bauvorhaben der Tag der erstmaligen Bauantrag-
stellung, bei anzeigepflichtigen der Tag, an dem die Unterlagen bei der zuständigen Behörde eingehen und 
bei genehmigungs- und anzeigefreien Bauvorhaben der Beginn der Bauausführung. 
 
Die ordnungsgemäß ausgefüllte Bescheinigung ist mit der Einkommensteuererklärung einzureichen, mit 
der die Steuerermäßigung nach dem Gebäudeenergiegesetz beantragt werden soll.  
 
 
7. Ertragsteuerliche Behandlung bestimmter Kryptowerte und Mitwirkung  

Steuerpflichtiger 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat sich mit einem 34-seitigen Schreiben vom 6.3.2025 zu 
Einzelfragen der ertragsteuerlichen Behandlung bestimmter Kryptowerte sowie Mitwirkungs-, Aufzeich-
nungs- und Aufbewahrungspflichten im Besteuerungsverfahren geäußert. Dieses Schreiben soll dyna-
misch angepasst und weiterentwickelt werden. 
 



Steuerpflichtige, die beabsichtigen, mit Kryptowerten am wirtschaftlichen Verkehr teilzunehmen, sollten 
sich im Vorfeld steuerlich beraten lassen, denn die steuerlichen Folgen sind immens und das Risiko, aus 
Unwissenheit die steuerstrafrechtliche Grenze zu überschreiten, ist hoch. 
 
Die Besteuerung von Kryptowerten folgt dem zugrundeliegenden Sachverhalt und richtet sich ertragsteu-
erlich nach dessen Funktion. So können Kryptowerte als Tauschmittel oder Spekulationsobjekt fungieren, 
ein Nutzungsrecht darstellen oder einen Anspruch darauf. 
 
Hybride Kryptowerte können mehrere Funktionen in sich vereinen. Kryptowerte stellen keine Währung 
dar, vielmehr sind sie ihrer Funktion nach mit Wertpapieren vergleichbar. 
 
Grundsätzlich können Tätigkeiten im Zusammenhang mit Kryptowerten sowohl im privaten wie auch im 
betrieblichen Bereich zu ertragsteuerlich steuerbaren und auch steuerpflichtigen Einkünften führen, insbe-
sondere zu 
 

· Einkünften aus Gewerbebetrieb 
· Einkünften aus Kapitalvermögen 
· privaten Veräußerungsgeschäften 
· sonstigen Einkünften 
 

Wer z.B. auf ausländischen Plattformen tätig ist oder handelt, unterliegt auch als Privatperson einer er-
höhten Nachweis- und Mitwirkungspflicht.  
 
 
8. Automatisiertes Scoring-Verfahren – Recht auf Info zur Entscheidungsfindung 
 
In einem vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) verhandelten Fall verweigerte ein Mobilfunkanbieter 
einer Kundin den Abschluss eines Vertrags, da ihre Bonität als nicht ausreichend eingestuft wurde. Er 
stützte sich dafür auf eine Bonitätsbeurteilung der Kundin, die von einem auf die Erstellung von solchen 
Beurteilungen spezialisierten Unternehmen automatisiert durchgeführt worden war. Der Vertrag hätte die 
Kundin zu einer monatlichen Zahlung von 10 € verpflichtet. 
 
Im Rahmen des daran anschließenden Rechtsstreits stellte das nationale Gericht rechtskräftig fest, dass 
das Unternehmen gegen die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) verstoßen hatte. Es hatte der Kun-
din nämlich keine „aussagekräftigen Informationen über die involvierte Logik“ der betreffenden automati-
sierten Entscheidungsfindung übermittelt. Zumindest hatte das Unternehmen nicht hinreichend begründet, 
weshalb es nicht in der Lage sei, solche Informationen zu übermitteln. 
 
Die EuGH-Richter entschieden, dass die betroffene Person grundsätzlich das Recht hat, zu erfahren, wie 
die sie betreffende Entscheidung zustande kam. Dabei müssen das Verfahren und die wesentlichen ange-
wandten Grundsätze so beschrieben werden, dass die betroffene Person nachvollziehen kann, welche ihrer 
personenbezogenen Daten in die Entscheidungsfindung eingeflossen sind und in welcher Weise sie ver-
wendet wurden. 
 
Die bloße Übermittlung eines Algorithmus stellt jedoch keine ausreichend präzise und verständliche Er-
läuterung dar. Um die Anforderungen an Transparenz und Nachvollziehbarkeit zu erfüllen, könnte es u.a. 
ausreichen, die betroffene Person zu informieren, in welchem Maße eine Abweichung bei den berücksich-
tigten personenbezogenen Daten zu einem anderen Ergebnis geführt hätte. 
 
 
9. Kein Erstattungsanspruch bei pushTAN-Freigabe an Dritte am Telefon 
 
In der Praxis kommt es leider immer wieder zu Situationen, in denen Betrüger versuchen, u.a. telefonisch 
an sehr sensible Bankdaten zu gelangen. So auch in dem folgenden vom Oberlandesgericht Braunschweig 



(OLG) am 6.1.2025 entschiedenen Fall: Eine Frau unterhielt mit ihrer Bank einen Girovertrag und au-
thentifizierte sich beim Online-Banking mit dem pushTan-Verfahren. Bei diesem Verfahren wird die Auf-
tragsfreigabe direkt auf dem Smartphone oder Tablet in einer speziellen App durchgeführt.  
 
An einem Tag erhielt sie einen Anruf eines vermeintlichen Bankmitarbeiters, der ihr von einem Versuch 
einer unberechtigten Kreditkartenanmeldung berichtete. Er forderte sie auf, das pushTAN-Verfahren 
durchzuführen, um die Kreditkartenanmeldung zu ihrem Konto zu löschen. Auf seine Anweisung hin 
wiederholte sie diesen Vorgang vier Mal. Er gab ihr anschließend die Auskunft, dass ihr Konto zur Si-
cherheit gesperrt werde, sie aber mit der EC-Karte weiterhin zahlen könnte. 
 
Von dem Konto der Bankkundin wurden danach Abbuchungen mittels einer neu registrierten Kreditkarte 
in Höhe von ca. 7.900 € vorgenommen, die nicht von ihr autorisiert waren. Die Bank lehnte die Regulie-
rung des Schadens ab, da die Kundin – so die Bank – die Abbuchungen durch eine grob fahrlässige Frei-
gabe mittels pushTAN-Verfahren mitverursacht hatte. 
 
Das OLG kam zu der Entscheidung, dass die Bankkundin keinen Schadensersatz wegen unberechtigter 
Abbuchungen von ihrem Girokonto verlangen konnte. Zwar stand ihr ein Erstattungsanspruch zu, da die 
Abbuchungen von ihr nicht autorisiert waren. Die Bank berief sich ihrerseits zu Recht auf einen aufre-
chenbaren Gegenanspruch, da die Frau pflichtwidrig einen von Dritten initiierten Buchungsvorgang über 
das pushTAN-Verfahren freigegeben hatte. Aus den Sicherheitshinweisen ergibt sich eindeutig, dass 
Bankmitarbeiter am Telefon niemals dazu auffordern, eine TAN zu nennen oder einen Auftrag mit 
der push-TAN-App freizugeben. 
 
 
10. Personenbedingte Kündigung wegen häufiger Kurzerkrankungen 
 
Mehrfache Kurzerkrankungen eines Arbeitnehmers pro Jahr können eine personenbedingte Kündigung 
rechtfertigen, wenn auch weiterhin mit häufigen Erkrankungen zu rechnen ist (negative Gesundheitsprog-
nose). Zusätzlich muss die Arbeitsunfähigkeit zu erheblichen betrieblichen Beeinträchtigungen führen und 
eine Interessenabwägung ergeben, dass dem Arbeitgeber die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht 
mehr zumutbar ist. 
 
Traten während der letzten Jahre jährlich mehrere (Kurz-)Erkrankungen auf, spricht dies für eine entspre-
chende künftige Entwicklung des Krankheitsbildes, es sei denn, die Krankheiten sind ausgeheilt. 
 
Einer negativen Prognose steht nicht entgegen, wenn die Arbeitsunfähigkeitszeiten auf unterschiedlichen 
Erkrankungen beruhen. Selbst wenn die Krankheitsursachen verschieden sind, können sie doch auf eine 
allgemeine Krankheitsanfälligkeit hindeuten, die prognostisch andauert. Das gilt auch dann, wenn einzelne 
Erkrankungen – etwa Erkältungen – ausgeheilt sind. 
 
In einem vom Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern (LAG) entschiedenen Fall war ein Arbeit-
nehmer in den Jahren 2018 – 2022 mit Ausnahme des geringfügig abweichenden Jahres 2020 stets 40 – 
44 Arbeitstage arbeitsunfähig. Selbst im Jahr 2020 beliefen sich die Fehlzeiten auf mehr als sechs Wo-
chen (33 Arbeitstage). 
 
Diese Fehlzeiten rechtfertigen die Prognose, dass der Arbeitnehmer auch künftig jährlich etwa 40 Arbeits-
tage ausfallen würde. Die LAG-Richter führten in ihrer Entscheidung aus, dass hier die Abwägung der 
wechselseitigen Interessen nicht dazu führt, dass der Arbeitgeber die mit Fehlzeiten von rund 40 Arbeits-
tagen je Kalenderjahr verbundenen Beeinträchtigungen hinzunehmen hat. 
 
 
 
 
 



 
 
11. Direktionsrecht des Arbeitgebers bei Widerruf einer Homeoffice-Erlaubnis 
 
Wie eine einmal gegebene Erlaubnis, die Arbeitsleistung vom Homeoffice aus zu erledigen, ist auch deren 
Widerruf eine Ausübung des arbeitgeberseitigen Direktionsrechts und muss daher fair und unter Berück-
sichtigung der Interessen beider Seiten erfolgen. 
 
Das Landesarbeitsgericht Köln hatte bezüglich des Direktionsrechts zu folgendem Sachverhalt zu ent-
scheiden: Ein Arbeitnehmer war seit 2017 bei einem Autozulieferer beschäftigt. Mit Erlaubnis seines 
Arbeitgebers arbeitete er zu 80 % im Homeoffice. Im März 2023 beschloss die Gruppe, den für den Ar-
beitnehmer bisherigen Standort zu schließen und wies ihn an, ab dem 1.5.2023 seine Tätigkeit an einem 
500 km entfernten Standort in Präsenz auszuüben.  
 
Die LAG-Richter entschieden zugunsten des Arbeitnehmers. Wird der Betriebsstandort, dem der im 
Homeoffice arbeitende Arbeitnehmer bisher zugeordnet war, geschlossen und ihm ein neuer Standort zu-
gewiesen, ohne dass sich seine eigentliche Tätigkeit ändert, stellt dies allein keinen ausreichenden sachli-
chen Grund dar, um die Anordnung, künftig 500 km entfernt zu arbeiten, als fair und zumutbar erschei-
nen zu lassen. 
 
 
12. Fahrt zur Tankstelle ist kein Arbeitsweg 
 
Eine Arbeitnehmerin wollte an einem Morgen von ihrem Wohnort mit dem Motorrad zu ihrer ca. 18 km 
entfernten Ausbildungsstätte fahren, zuvor aber noch ihr Motorrad an einer in entgegengesetzter Richtung 
gelegenen Tankstelle betanken, da ihr Bruder den Tank leergefahren hatte. Sie verunfallte noch vor Errei-
chen der Tankstelle. 
 
Ein Unfall auf dem Weg zu einer Tankstelle ist auch dann kein Arbeitsunfall, wenn dort Treibstoff für 
den sich unmittelbar anschließenden Weg zur Arbeit getankt werden soll. Das gilt selbst dann, wenn erst 
bei Fahrtantritt festgestellt wird, dass ein Familienangehöriger den Tank leergefahren hat. Dies hat das 
Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) in einer Entscheidung klargestellt. 
 
Beim Tanken handelte es sich um eine rein privatwirtschaftliche Verrichtung, die nicht unter dem Schutz 
der Wegeunfallversicherung stand. Der Unfall hatte sich eben nicht auf dem unmittelbaren Weg zur Ar-
beit ereignet, sondern zu einem Zeitpunkt, als die Arbeitnehmerin in die entgegengesetzte Richtung fuhr. 
Auch außergewöhnliche Umstände, die das Tanken in den gesetzlichen Unfallversicherungsschutz gestellt 
hätten, lagen nicht vor. 
 
 
13. Erbschaftsausschlagung – fälschlich angenommene Überschuldung bzw. Irrtum 

zum Nachlasswert 
 
Die Ausschlagung einer Erbschaft ist ein rechtliches Mittel, mit dem ein Erbe die Annahme des Nachlas-
ses verweigern kann. Dies kann insbesondere dann sinnvoll sein, wenn der Nachlass überschuldet ist oder 
wenn der Erbe aus persönlichen oder finanziellen Gründen die Verantwortung für das Erbe nicht über-
nehmen möchte. In der Praxis kommt es jedoch auch zu Anfechtungen von Erbausschlagungen. 
 
· Anfechtung einer Erbschaftsausschlagung bei fälschlich angenommener Überschuldung: Auch 

wenn ein Erbe nicht alle zumutbaren und möglichen Erkenntnisquellen über die Zusammensetzung ei-
nes Nachlasses genutzt hat und sein Erbe wegen – fälschlich – angenommener Überschuldung aus-
schlägt, kann er diese Ausschlagung später anfechten. 

 



Ein Erbe ist grundsätzlich nicht verpflichtet, sich vor einer Ausschlagung über die Zusammensetzung 
des Nachlasses zu informieren. Trifft er allerdings seine Entscheidung allein auf der Basis von Speku-
lationen, kann er bei einer Fehlvorstellung die Ausschlagung mangels Irrtums über Tatsachen nicht an-
fechten. 
 
In diesem vom Oberlandesgericht Frankfurt a.M. entschiedenen Fall hatte sich die Tochter über die 
konkrete Zusammensetzung des Nachlasses und damit über verkehrswesentliche Eigenschaften geirrt, 
insbesondere über das Vorhandensein der Konto-Guthaben. Dieser Irrtum war kausal für ihre Aus-
schlagung gewesen und die Tochter konnte die Ausschlagung wirksam anfechten. 

 
· Kein Irrtum bei einer Erbausschlagung: Ein rechtlich beachtlicher Irrtum über die Überschuldung 

des Nachlasses liegt nur vor, wenn sich der Anfechtende in einem Irrtum über die Zusammensetzung 
des Nachlasses befunden hat, dagegen nicht, wenn lediglich falsche Vorstellungen von dem Wert der 
einzelnen Nachlassgegenstände vorgelegen haben. 

 
Dieser Entscheidung des Oberlandesgerichts Zweibrücken lag folgender Sachverhalt zugrunde: Eine 
Erblasserin verstarb ohne Testament. Sie hatte über mehrere Jahre in einem Seniorenheim gelebt, wo-
bei die Heim- und Pflegekosten von einer Kriegsopferfürsorgestelle übernommen wurden. Diese Leis-
tungen wurden als Darlehen gewährt und durch eine Grundschuld an einem Haus der Erblasserin ab-
gesichert. 
 
Die gesetzlichen Erben waren die Enkel und Urenkel der Erblasserin. Nach ihrem Tod schlug unter 
anderem eine zur Erbin berufene Enkelin das Erbe aus, da sie annahm, dass der Nachlass überschuldet 
sei. Zwei Urenkel der Erblasserin nahmen das Erbe hingegen an. Nach dem Verkauf des Hauses der 
Erblasserin an Dritte focht die Enkelin ihre Erbausschlagung wegen Irrtums an. Sie begründete dies 
damit, dass sie sich geirrt habe, weil der Verkaufserlös des Hauses die Verbindlichkeiten aus dem 
grundschuldgesicherten Darlehen für die Heim- und Pflegekosten überstieg. Dieser Irrtum berechtigte 
jedoch nicht zur Anfechtung der Ausschlagung. Er beruhte lediglich auf einer unzutreffenden Vorstel-
lung über den Wert des Nachlasses, nicht aber auf einem Irrtum über dessen Zusammensetzung. 

 
 
14. Dichte Bebauung – Verschattung von Grundstücksteilen und  

Einsichtsmöglichkeiten in Wohnräume 
 
Das Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt hat klargestellt, dass in dicht bebauten Gebieten bestimmte 
Beeinträchtigungen des Wohnkomforts hinzunehmen sind.  
 
Wenn die dichte Bebauung im vorderen Bereich benachbarter Grundstücke dazu beiträgt, dass Teile eines 
rückwärtigen Grundstücks verschattet werden, kann der betroffene Nachbar nicht berechtigterweise er-
warten, dass dieser Bereich vom Nachmittag bis zum Sonnenuntergang vollständig besonnt bleibt. 
 
Insbesondere in innerstädtischen Gebieten mit typischerweise dichter Bebauung muss ein Nachbar grund-
sätzlich hinnehmen, dass Einblicke in Wohnräume – insbesondere in Schlafzimmer oder Badezimmer – 
möglich sind. Es ist ihm zumutbar, sich durch geeignete Maßnahmen wie Gardinen, Vorhänge, Rollläden 
oder ähnliche Vorkehrungen selbst vor unerwünschten Einblicken zu schützen.  
 
So führte auch das Oberverwaltungsgericht NRW in einem Urteil aus: Gewähren Fenster, Balkone oder 
Terrassen eines neuen Gebäudes beziehungsweise Gebäudeteils den Blick auf ein Nachbargrundstück, ist 
deren Ausrichtung, auch wenn der Blick von dort in einen Ruhebereich des Nachbargrundstücks fällt, 
nicht aus sich heraus rücksichtslos. Es ist in bebauten Gebieten üblich, dass infolge einer solchen Bebau-
ung erstmals oder zusätzlich Einsichtsmöglichkeiten entstehen. 
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 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

seit 1.1.2025 =   2,27 % 
1.7. – 31.12.2024 =   3,37 % 
1.1. – 30.6.2024 =   3,62 % 

1.7. – 31.12.2023 =   3,12 % 
 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

  
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2025: Februar = 120,8; Januar = 120,3 
2024: Dezember = 120,5; November = 119,9; Oktober = 120,2; 
September = 119,7; August = 119,7; Juli = 119,8; Juni = 119,4; 
Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für 
Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Rechtsstand: 11.3.2025 
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